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Samstag, 1. Juli 2023

BaselStadt, Baselland,
Schwarzbubenland

Der grosse Kompromiss
Regierungspräsident Beat Jans legt einen Gegenvorschlag zur Initiative «Basel baut Zukunt» vor. Die wichtigsten Fragen und Antworten.

AndreasMöckli

Im Juli 2020 wurde die Initiati
ve «Basel baut Zukunt» einge
reicht. Das Volksbegehren ver
langt, dassdieHältedesneuen
Wohnraums, der au Trans
ormationsarealen geschaen
wird, gemeinnützig und in Kos
tenmiete vermietet wird. In der
Folge drohten die Investoren
grosserArealewieKlybeckoder
Dreispitz mit einem Rückzug –
oder die Flächen gewerblich zu
nutzen. Nach einer knapp drei
jährigen Suche nach einem
Kompromiss unter Federüh
rung von SP-Regierungspräsi
dent Beat Jans steht nun ein
Gegenvorschlag. Die bz beant
wortet die wichtigsten Fragen
und Antworten.

1 Was treibt die Initianten von
«Basel baut Zukunft» an?

Die Stimmberechtigten des
Kantonshätten schonmehrach
klargemacht, dass sie mit der
Entwicklung des Immobilien
markts nicht einverstanden sei
en. Davon zeuge etwa das Ja zu
gleich vier MieterschutzInitia
tiven im Jahr 2018. Die Mieten
inder StadthättendieSchmerz
grenze überschritten. Daher
brauche es mehr und günstige
Wohnungen. Liegenschaten
seien zu Spekulationsobjekten
geworden, sagendie Initianten.

2 Wieso wollte die Basler
Regierung unbedingt

einen Gegenvorschlag?
Die InvestorenderTransorma
tionsareale warnten eindring
lichvordenKonsequenzen, soll
te die Initiative angenommen
werden. Das Projekt sei in der
jetzigen Form«nichtmöglich»,
sagten etwa die Verantwortli
chen der Swiss Lie. Der Versi
cherer hat 2019 rund die Hälte
desKlybeckAreals gekaut.Die
ChristophMerianStitung,Be
sitzerin des DreispitzAreals,
sprach von «grösseren Proble
me, die Transormation über
haupt stemmenundfnanzieren
zu können». Die Basler Regie
rung teilt die Beürchtungen.
«Wir haben diese Aussagen ge

nau geprüt und teilen die Ein
schätzung», sagte Regierungs
präsidentBeat JansaneinerMe
dienkonerenz am Freitag.

3 Was sind die
zentralen Punkte des

Gegenvorschlags?
Im Gegensatz zur Initiative sol
len au grösseren Transorma
tionsarealen der Stadt lediglich
33 Prozent der Wohnungen in
Kostenmiete vermietet werden
müssen.Zudemsoll dieserWert
auchnur ürdenWohnraumgel
ten und nicht ür sämtliche Ge
bäude eines Areals. Gewerbli
che Nutzungen werden explizit
nicht eingerechnet. Zudemprä
zisiert dieRegierungdenBegri
Kostenmiete.

4 Was versteht die Regie-
rung unter Kostenmiete?

Der Begri ist im Schweizer
Recht nicht abschliessend def
niert. Die Regierung stützt sich
daher au das nationale Wohn

raumörderungsgesetz. Dort ist
etwa die maximale Verzinsung
des Fremd und Eigenkapitals
geregelt, aber auch Grenzwerte
ür die Unterhalt und Verwal
tungskosten oder ür die Amor
tisation.

5 Die Regierung sagt, die
Kostenmiete allein reiche

nicht für günstige Wohnungen.
Weshalb?
Muss ein Investor höhere Kos
ten ür das Grundstück oder
denBauderWohnungen schul
tern, kann er die überwälzen,
was automatisch zu höheren
Mietzinsen ühre, schreibt die
Regierung. Es brauche deshalb
einweiteres Instrument.Daür
wird das Prinzip mit dem sper
rigen Namen Anlagekostenli
miten herangezogen. Gibt ein
Bauherr mehr Geld aus als die
se Limiten vorgeben, so dar er
diesenMehrbetrag nicht au die
Mieterschat überwälzen. Laut
den Vorgaben des Bundes

beträgt die Anlagekostenlimite
in Basel ür eine 4-Zimmer
Wohnung 675000 Franken.
Hinzugerechnetwerdendüren
etwa Parkplätze, Nebenräume
oder Mehrkosten ür energeti
sches Bauen.

6 Waren die Initianten hier
zu nachlässig?

Wer den Ratschlag der Regie
rung liest, kann zu diesem
Schluss kommen. Die Kosten
miete entaltedurchauseinege
wisseWirkung, ühreabernicht
automatisch auch zu preisgüns
tigen Mietzinsen. Jans ist über
zeugt, dass nur dank dem
Gegenvorschlagdeutlich tieere
Anangsmieten möglich seien.
Eine Beispielrechnung der Re
gierung kommt au eine Netto
miete von rund 2250 Franken
ür eine Vierzimmerwohnung
au98Quadratmetern.Generell
rechnet JansmiteinemAbschlag
von rund20Prozent zumreien
Wohnungsmarkt.

7 Wie gross ist die Gefahr,
dass die Investoren die

Altlasten der Areale auf die
Mietenden umwälzen?
Transormationskostenkönnen
laut Jans bis zu einem gewissen
Grad au die Mieterinnen und
Mieter überwälzt werden. Der
BundsiehehierGrenzenvor,der
Regierungsrat könne jedoch
Ausnahmen gewähren. «Es
kann jedoch nicht sein, dass die
Kosten ür die Beseitigung der
Altlasten der Mieterschat au
gebürdet werden», sagt Jans.
DieRegierungerwarte, dassdie
Investoren dieses Risiko im
Wesentlichen selber tragen.

8 Wie reagieren die
Initianten auf den

Gegenvorschlag?
Ergehe indie richtigeRichtung,
teilen die Initianten von «Basel
baut Zukunt» mit. Zu gegebe
ner Zeit werde entschieden, ob
das Volksbegehren zur Abstim
mung gebracht oder zurückge

zogen werde. Keine Freude ha
ben sie an der Begrenzung au
Areale, die grösser als 15000
Quadratmeter sind.Das sei eine
massive Einschränkung des
Wirkungrades des Volksbegeh
rens.Damit könnedie kantona
le Quote von 25 Prozent ge
meinnützigem Wohnraum bis
2050 nicht erreicht werden.

9 Was sagt die Regierung zu
dieser Kritik?

Laut Stadtentwickler Lukas Ott
handelt es sich hier um eine
Ausnahme ür die Christoph
MerianStitung, eine Lex CMS
also. Bis au das Areal Dreispitz
Nord seien die restlichen Flä
chen kleiner als 15000 Quad
ratmeter. Hier wolle man der
CMSnichtunnötigSteine inden
Weg legen.

10Wie reagieren die
Investoren der Areale?

DieReaktion kannauchhier als
«zurückhaltend positiv» be
zeichnetwerden.DerGegenvor
schlag sei die Grundlage ür
einen tragähigenKompromiss,
der einenRückzugder Initiative
ermöglichenwürde, schreibtdie
Firma Rhystadt, die neben der
Swiss Lie der zweite grosse
Investor audemKlybeckAreal
ist. Dennoch sei es ür eine ab
schliessende Aussage zu rüh.
DerGegenvorschlagmüssenun
zuerst von der zuständigen
Kommission beraten und dann
vomGrossenRat verabschiedet
werden. Die Firma stellt «be
riedigt» est, dass der Regie
rungsrat die Umsetzbarkeit der
Initiative erheblich inrage stel
le und ihre schädliche und gar
kontraproduktive Wirkung klar
herausstelle.

11Was sagen die Parteien?
DieerstenReaktionensind

positiv. SowohlVertreter vonder
SVP auch als der LDP sprechen
von einer positiven Stossrich
tungdesGegenvorschlags.Auch
dieGLPunterstützt denGegen
vorschlag. Die Partei hot au
den Rückzug der Initiative, da
mit die Dynamik au den Area
len Fahrt aunehmen könne.

Analyse

Eine kleine Meisterleistung und zwei Stolpersteine
Die erreuliche Nachricht
zuerst: Welcome back, Regie
rungsrat! Nach Jahren des
passiven Erduldens und des
VorsichhergetriebenWer
dens in der Mieterschutz und
Wohnbaupolitik meldet sich
die baselstädtische Exekutive
mit ihrem Gegenvorschlag zur
Initiative «Basel baut Zukunt»
zurück in der aktiven Politik.

Die Angst vor einer Stadt, die
ihr Handeln und Denken
ausschliesslich danach ausrich
tet, was mit den sozial
Schwächsten geschieht, muss
im Rathaus so unerträglich
gross geworden sein, dass sich
dessen Bewohnerinnen und
Bewohner zu regen begannen.

Mit den Initiantinnen und
Initianten von «Basel baut
Zukunt» hat der mächtige
Mieterverband, der in seinem
Bestandesdenken konservati
ver ist als jede Heimatschutz
Organisation, ein Pendant ür
die küntige Stadtentwicklung
erhalten. Die Drohkulisse
dieser Phalanx hat im Verbund
mit dem Druck der Investoren,
die ihre Felle den Rhein hin
unterschwimmen sahen, au
den Regierungsrat oensicht
lich Wirkung entaltet.

Dieser Gegenvorschlag kann
sich jedenalls sehen lassen. Es
spricht ür die Qualität der
Arbeit des ederührenden
Präsidialdepartements und der

Abteilung Stadtentwicklung,
dass sowohl die Initianten von
«Basel baut Zukunt» wie auch
die Grundeigentümer des

KlybeckAreals in ihren ersten
Reaktionen lediglich an eini
gen Details herummäkeln.
Sollte das Parlament nicht
noch grosse Abweichungen in
Richtung zusätzlicher Regulie
rung oder in Richtung Markt
reiheit vornehmen, so müsste
diese «grosse Knacknuss», wie
Regierungspräsident Beat Jans
am Freitag vor den Medien
sagte, damit bald vom Tisch
sein.

Für die öentliche Hand
bleiben zwei Stolpersteine: Der
Kanton sollte erstens den
Investoren nicht entgegenkom
men, wenn es um die Abwäl
zung der Kosten ür die Altlas
tensanierung geht. Die Initian

ten von «Basel baut Zukunt»
ürchten, dass die im Gesetzes
entwur vorgesehene Ausnah
meregel zur Anlagekostenlimi
te genau dazu ühren könnte.
Das heisst: Teurere Wohnun
gen, um die Beseitigung des
Chemiemülls zu amortisieren.

Es ist, zweitens, zwar grund
sätzlich zu begrüssen, dass
dem Kanton die Möglichkeit
eingeräumt wird, Teile von
Entwicklungsarealen zu kau
en. Im Einzelall kann das
sinnvoll und pragmatisch sein.
Aber Vorsicht: Ein Erwerb aus
ideologischen Gründen, was
die politische Linke im Klybeck
gern sähe, ist abzulehnen.
Auch die Grundeigentümer

könnten diesen Passus im
Gesetz durchaus ür ihre
Zwecke (aus)nutzen: Um
nämlich «Problemparzellen»
oder «Problemgebäude»
loszuwerden. Es wäre besser,
die Stadt widerstände in sol
chen Fällen der Versuchung
und hielte sich mit entspre
chenden Engagements stark
zurück.
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«Dieser
Gegenvor-
schlagkann
sich sehen
lassen.»

Auf dem über 280000 Quadratmeter grossen Klybeck-Areal sollen Wohnungen für 8500 Menschen entstehen. Bild: Kenneth Nars
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